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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine 
Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gisela 
Sengl, Kerstin Celina, Dr. Sepp Dürr, Ulrich Leiner, Jürgen Mistol, 
Verena Osgyan, Claudia Stamm und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

für ein Bayerisches Integrations- und Partizipationsgesetz  

A) Problem 

Auf die seit langem erfolgende Einwanderung nach Bayern wurde 
bislang nicht hinreichend reagiert. Hier besteht in Bayern Nachholbe-
darf. Im Gegensatz zu anderen Ländern wie beispielsweise Nord-
rhein-Westfalen verfügt Bayern nicht über eine gewachsene integrati-
onspolitische Infrastruktur. Während Kommunen, die Verbände der 
Freien Wohlfahrtspflege und engagierte Bürgerinnen und Bürger sich 
in vielfältiger Weise der Integration angenommen haben, hat sich der 
Freistaat bislang weitgehend seiner integrationspolitischen Verantwor-
tung entzogen. Die Folge ist, dass es zwar zahlreiche Integrationspro-
jekte in Bayern gibt, diese aber isoliert und unkoordiniert nebeneinan-
der stehen und nicht dauerhaft abgesichert sind. Von einer staatlich 
systematisch geförderten und über die Jahre hinweg gewachsenen 
Infrastruktur kann deshalb nicht die Rede sein.  

Die Integration der vielen Menschen, die in den vergangenen Wo-
chen, Monaten und Jahren bei uns Zuflucht vor Krieg, Vertreibung 
und Verfolgung gefunden haben und die gegenwärtig noch Zuflucht 
suchen, wird nicht nur in Bayern eine der entscheidenden politischen 
und gesellschaftlichen Herausforderung der nächsten Jahre sein. Je 
erfolgreicher wir diese Herausforderung meistern und je besser es 
uns gelingt, die damit verbundenen Chancen und Potenziale zu nut-
zen, umso positiver steht es auch um die Zukunfts- und Wettbewerbs-
fähigkeit unserer gemeinsamen Heimat. Dabei ist es wichtig sich be-
wusst zu machen, dass Deutschland (und Bayern) längst ein Einwan-
derungsland ist und dass unsere Lebenswelt durch Pluralität und Viel-
falt gekennzeichnet ist. Integration ist daher keine vorübergehende 
Sonderaufgabe, die mit zeitlich befristeten Projekten gelöst werden 
kann. Vielmehr ist sie eine Daueraufgabe, die nachhaltig und struktu-
rell angegangen werden muss. 

Die moderne, aufgeklärte und plurale Gesellschaft wird von denen 
bedroht, die einen deutschen Leitkult zur Maxime erheben oder gene-
rell die Überlegenheit einer Tradition oder Religion postulieren. Wer 
unterstellt, dass es eine für alle verbindliche Art und Weise gibt, wie 
das private Leben gestaltet werden soll, beschneidet Freiheit und 
Selbstbestimmung. Wer die Überlegenheit einer Kultur, Religion oder 
Weltanschauung konstatiert, schafft automatisch Menschen erster 
und zweiter Klasse: Solche, die dazu gehören und solche, die nicht 
dazu gehören. Es droht eine Dynamik der Abwertung: Deutsche ste-
hen über Einwanderern, wer eine feste Wohnung hat steht über Ob-
dachlosen, Menschen ohne Behinderung über Menschen mit Behin-
derung, Heterosexuelle über Homosexuellen. Die unveräußerliche 
Menschenwürde wird entkernt, die Solidargemeinschaft zerstört.   



Seite 2 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache 17/11501 

Ob eine moderne und demokratische Gesellschaft gut funktioniert, 
hängt von der Haltung und dem Verhalten ihrer Mitglieder ab, nicht 
von ihrer Herkunft. Es stärkt eine Gesellschaft, wenn sie Vielfalt zu-
lässt und mit dem Wertekern klare Regeln für alle benennt. 

Mit dem vorliegenden Gesetz soll in Bayern eine integrationsfördern-
de Infrastruktur aufgebaut und sichergestellt werden. Dies gilt auch für 
ländliche Regionen, die über ein hohes Maß an Integrationspotenzia-
len verfügen. Es soll eine vorausschauende, aktivierende und unter-
stützende Integrationspolitik für alle Generationen ermöglicht werden, 
die den Zusammenhalt der Gesellschaft sichert. Ob Integration ge-
lingt, hängt von den Menschen vor Ort ab. Den Rahmenbedingungen 
in den Kommunen kommt deshalb eine entscheidende Bedeutung zu. 
Dieses Gesetz enthält zahlreiche Regelungen, die die Kommunen bei 
der Wahrnehmung ihrer Integrationsaufgaben nachhaltig unterstützen.  

Asylsuchende und Geduldete werden in der Regel durch die restrikti-
ve Anwendung des Sachleistungsprinzips, durch eingeschränkten 
oder gar keinen Zugang zu Sprachförderung und Integrationsmaß-
nahmen sowie zu Bildung und Berufsbildung bis hin zu Arbeitsverbo-
ten gezielt an den Rand der Gesellschaft gedrängt. Dies geht auf Kos-
ten der Asylsuchenden und deren Kinder – und auf Kosten unserer 
Gesellschaft. Ein möglichst frühzeitiger Zugang zu Sprachkursen, 
Ausbildung und Arbeitsmarkt ist daher sicherzustellen. Integrationspo-
litik muss neben der nachholenden Integration der hier lebenden 
Menschen mit Migrationshintergrund grundsätzlich alle in Bayern le-
benden Menschen betreffen. Integrationspolitik zielt ab auf eine 
Überwindung bestehender Diskriminierung und Barrieren in unserer 
Gesellschaft.  

 

B) Lösung 

Mit einem Integrations- und Partizipationsgesetz stellt sich der Frei-
staat Bayern endlich der bislang ignorierten Aufgabe, flächendecken-
de Integrationsstrukturen zu schaffen. Dieses Gesetz folgt dem Vor-
bild anderer Länder, insbesondere Baden-Württemberg, Berlin und 
Nordrhein-Westfalen. Der Freistaat schafft mit dem vorliegenden Ge-
setz eine verbindliche rechtliche Grundlage zur Förderung der Integra-
tion und der Partizipation. Damit leistet der Freistaat seinen Beitrag im 
Prozess einer umfassenden rechtlichen Gestaltung des politischen 
Handlungsfelds Integration. Mit diesem Integrations- und Partizipati-
onsgesetz wird Integration als bedeutendes Ziel des Freistaates ver-
ankert. Das Gesetz zur Förderung der gesellschaftlichen Integration 
und Partizipation gibt Zielsetzung und Richtung der Integration vor, 
setzt verbindliche Normen für die Förderung von Integrationsangebo-
ten, steht für den Aufbau und die Koordinierung einer leistungsfähigen 
Integrationsinfrastruktur, setzt einen klaren institutionellen Rahmen für 
die Beteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund und schreibt 
die interkulturelle Öffnung der Verwaltung fest. 

Unser Verständnis einer modernen, aufgeklärten Gesellschaft und 
des dazu gehörenden Staatswesens beruht auf der unantastbaren 
Menschenwürde. Menschen sind unterschiedlich, aber jede und jeder 
hat dasselbe Recht auf Würde und persönliche Freiheit. Rechtsstaat-
lichkeit, Gleichberechtigung der Geschlechter, gegenseitiger Respekt, 
das Ermöglichen von Vielfalt, für die Mitmenschen zu sorgen und für 
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einander eintreten – diese Werte bilden zusammen mit dem Recht auf 
Würde und Freiheit den Kern unseres Zusammenlebens. Dieser Wer-
tekern ist für alle, die hier leben, verbindlich – unabhängig davon, ob 
sie hier geboren sind, vor Krieg und Verfolgung geflohen oder wegen 
der Arbeit hierhergekommen sind. Traditionen, Religion und Brauch-
tum sind für viele Menschen Teil ihrer persönlichen Identität, deshalb 
haben sie einen wichtigen Platz in ihrem Leben. Was unser Land 
ausmacht, ist die Vielfalt an Traditionen und Lebensweisen unserer 
Bürgerinnen und Bürger. Diese Vielfalt zu akzeptieren und ihr mit 
Respekt auch dann zu begegnen, wenn sie fremd erscheint, gehört 
ebenfalls zu unserem Wertekern. 

Von allen Menschen mit Migrationshintergrund wird erwartet, dass sie 
sich um den Erwerb der deutschen Sprache und um das Verständnis 
von Geschichte und Kultur ihres neuen Heimatlands bemühen. Es 
geht um Respekt und Anerkennung der Verfassung und der Rechts-
ordnung unseres Landes. Grundrechte wie etwa die Unantastbarkeit 
der Menschenwürde, die Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern oder das Diskriminierungsverbot sind uneingeschränkt zu akzep-
tieren. Vielfalt ist eine Bereicherung für alle hier lebenden Menschen. 
Die eigentliche Herausforderung besteht darin, mit dieser Vielfalt um-
gehen zu können. 

 

C) Alternativen 

Keine  

 

D) Kosten 

Durch die Einführung verbindlicher Ansprüche auf Förderung und 
durch die Festlegung, dass der Freistaat bestimmte Integrationsmaß-
nahmen fördert, werden Kosten entstehen. Diese können nach Ein-
führung der Infrastruktur insbesondere durch die vorgesehenen 
Kommunalen Integrationszentren ermittelt werden. Auch die Einrich-
tung eines zentralen Integrationsministeriums wird Kosten verursa-
chen. Diesen Kosten stehen Einspareffekte in der staatlichen Verwal-
tung, die durch die bessere Koordinierung der Integration entstehen 
werden und eine Entfaltung und Aktivierung bislang ungenutzter Po-
tenziale hier lebender Bürgerinnen und Bürger sowie der Migrantinnen 
und Migranten gegenüber.  
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Art. 1  
Ziele 

Ziel dieses Gesetzes ist,  

1. eine Grundlage für ein gedeihliches und friedvol-
les Zusammenleben der Menschen mit und ohne 
Migrationshintergrund zu schaffen,  

2. jede Form von Rassismus und Diskriminierung 
einzelner Bevölkerungsgruppen zu bekämpfen,  

3. eine Kultur der Anerkennung, der gegenseitigen 
Wertschätzung und des gleichberechtigten Mitei-
nanders auf der Basis der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung zu prägen,  

4. Menschen mit Migrationshintergrund unabhängig 
von ihrer sozialen Lage, ihrer Herkunft, ihres Ge-
schlechts, ihrer sexuellen Identität, ihrer Religion 
oder Weltanschauung insbesondere bei ihrer Bil-
dung, Ausbildung und Beschäftigung zu unterstüt-
zen und zu begleiten,  

5. die soziale, gesellschaftliche, wirtschaftliche und 
politische Teilhabe von Menschen mit Migrations-
hintergrund zu fördern,  

6. die Organisationen von Menschen mit Migrations-
hintergrund in demokratische Strukturen und Pro-
zesse einzubinden und sie zu fördern,  

7. die Verwaltung des Staates und der Kommunen 
interkulturell zu öffnen,  

8. flächendeckend eine die Integration fördernde 
Struktur aufzubauen und sicherzustellen und  

9. die Kommunen bei der Erfüllung ihrer Leistungen 
im Rahmen der Aufnahme von Flüchtlingen zu un-
terstützen.  

 

Art. 2  
Grundsätze 

(1) Das Bewusstsein der Menschen mit und ohne 
Migrationshintergrund für gegenseitige Offenheit, To-
leranz, Respekt und Veränderungsbereitschaft ist zu 
fördern.  

(2) Der Freistaat Bayern erkennt die sozialen, kul-
turellen und ökonomischen Potenziale und Leistungen 
der Zugewanderten an, und fordert von ihnen die An-
erkennung der durch das Grundgesetz und die Lan-
desverfassung geschützten gemeinsamen Grundwer-
te.  

(3) 
1
Das Erlernen der deutschen Sprache ist für 

das Gelingen der Integration von zentraler Bedeutung 
und wird gefördert. 

2
Dabei ist das eigene Engagement 

beim Spracherwerb unerlässlich. 
3
Die Akzeptanz und 

Förderung der Herkunftssprache und der interkulturel-
len Kompetenz, insbesondere im vorschulischen und 
schulischen Bereich, ist für das Gelingen der Integra-
tion von besonderer Bedeutung.  

(4) 
1
Integrationsspezifische Entscheidungen und 

konzeptionelle Entwicklungen sollen den verschiede-
nen Lebenssituationen der Menschen mit Migrations-
hintergrund und Integrationsbedarf Rechnung tragen. 
2
Unterschiedliche Auswirkungen auf die Geschlechter 

und die spezifischen Bedürfnisse von Familien sowie 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund sind zu beachten.  

(5) 
1
Das bürgerschaftliche Engagement von und 

für Menschen mit Migrationshintergrund soll in allen 
Bereichen der Gesellschaft gestärkt werden. 

2
Auf 

gemeinsame Formen ehrenamtlichen Engagements 
ist hinzuwirken, da diese als Grundlage für Begeg-
nung, Verständigung und Gemeinschaft wirken. 

3
Da-

für ist die interkulturelle Öffnung von Vereinen und 
Organisationen erforderlich. 

4
Das ehrenamtliche En-

gagement der Organisationen von Migrantinnen und 
Migranten ist zu fördern, zu unterstützen und zu stär-
ken. 

(6) Das allgemeine Verständnis für Integration und 
kulturelle Vielfalt ist durch die Bildungs-, Erziehungs- 
und Informationsträger zu verbessern.  
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(7) Integration hat die kulturellen Identitäten von 
Menschen mit Migrationshintergrund zu berücksichti-
gen.  

(8) 
1
Die Medienkompetenz der Menschen mit Mig-

rationshintergrund ist für die gesellschaftliche und 
politische Teilhabe zu stärken. 

2
Die interkulturelle 

Öffnung der Medien ist zu unterstützen.  

(9) Die Einbürgerung derjenigen Ausländerinnen 
und Ausländer, die die Voraussetzungen dafür erfül-
len, liegt im öffentlichen Interesse.  

 

Art. 3  
Verwirklichung der Ziele 

(1) 
1
Art und Umfang der Unterstützung der Teilha-

be und Integration berücksichtigen den Bedarf der 
Menschen mit Migrationshintergrund und deren auf-
enthaltsrechtlichen Status. 

2
Orientiert am individuellen 

Bedarf des Einzelnen unter Nutzung der vorhandenen 
Handlungsspielräume bei vorübergehendem Aufent-
halt unterstützt der Freistaat den Zugang zu Integrati-
onsangeboten. 

3
Die Unterstützung nach den Sätzen 1 

und 2 soll dazu beitragen, Möglichkeiten und Perspek-
tiven für die persönliche Entwicklung sowie gesell-
schaftliche Teilhabe zu eröffnen. 

4
Der Staat unter-

stützt Menschen mit Migrationshintergrund, unabhän-
gig von deren Aufenthaltsstatus, in ihrem Bemühen 
um Integration und gesellschaftliche Teilhabe und 
beim Erwerb der deutschen Sprache.  

(2) Der Freistaat Bayern schafft und unterstützt 
Strukturen und Maßnahmen zur sozialen, gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Teilhabe 
der Menschen mit Migrationshintergrund.  

(3) Es ist Aufgabe des Staates und aller Behör-
den, Maßnahmen zu ergreifen zur Bekämpfung von 
Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus, Islam-
feindlichkeit und anderen Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit; dies geschieht insbesondere 
durch Sensibilisierung der Bevölkerung für diese The-
men und durch die Förderung der Vernetzungsstellen 
und der Antidiskriminierungsnetzwerke. 

 

Art. 4  
Begriffsbestimmungen 

(1) Menschen mit Migrationshintergrund im Sinne 
dieses Gesetzes sind Personen, die ihren ständigen 
Aufenthalt in Bayern haben und  

1. nicht Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes sind oder  

2. außerhalb des heutigen Gebiets der Bundesre-
publik Deutschland geboren und seit dem 1. Ja-
nuar 1950 nach Deutschland zugewandert sind 
oder  

3. bei denen mindestens ein Elternteil die Kriterien 
der Nr. 2 erfüllt.  

(2) Interkulturelle Kompetenz im Sinn dieses Ge-
setzes umfasst  

1. die Fähigkeit, mit Menschen mit und ohne Migrati-
onshintergrund erfolgreich und zur gegenseitigen 
Zufriedenheit agieren zu können, 

2. die Fähigkeit, bei Vorhaben, Maßnahmen, Pro-
grammen etc. die verschiedenen Auswirkungen 
auf Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
beurteilen und entsprechend handeln zu können 
sowie  

3. die Fähigkeit, die durch Diskriminierung und Aus-
grenzung entstehenden integrationshemmenden 
Auswirkungen zu erkennen und zu überwinden. 

 

Art. 5  
Integrationsministerium 

(1) In der Staatsregierung wird ein Staatsministe-
rium für Integration gebildet, das für die Umsetzung 
dieses Gesetzes und für Maßnahmen zur Erreichung 
der Ziele dieses Gesetzes zuständig ist.  

(2) 
1
Das Staatsministerium für Integration richtet 

einen Bayerischen Integrationsrat ein. 
2
Dem Bayeri-

schen Integrationsrat gehören Vertreterinnen und Ver-
treter der Landesvertretung der kommunalen Integra-
tions- und Ausländerbeiräte (AGABY), des Bayeri-
schen Flüchtlingsrates, des Bundes der Vertriebenen, 
der Verbände der Wohlfahrtspflege, der Verbände der 
Wirtschaft und der kommunalen Spitzenverbände an. 
3
Mindestens die Hälfte der Mitglieder des Bayerischen 

Integrationsrates soll Migrationshintergrund haben. 
4
Auf eine angemessene Vertretung von Frauen ist zu 

achten.   

(3) 
1
Das Staatsministerium für Integration erstattet 

dem Landtag alle zwei Jahre einen Bericht über seine 
Tätigkeit und über den Stand der Integration in Bay-
ern. 

2
Der Bericht ist im Integrationsrat vorzuberaten.  

 

Art. 6  
Teilhabe in Gremien 

In allen Gremien des Freistaates Bayern sollen 
Menschen mit Migrationshintergrund angemessen 
vertreten sein.  

Art. 7  
Interkulturelle Öffnung der Verwaltung 

(1) 
1
Die Verwaltung des Staates wird auf allen 

Ebenen zur Stärkung ihrer Handlungsfähigkeit im 
Umgang mit der Vielfalt in der Gesellschaft interkultu-
rell geöffnet. 

2
Das erfolgt durch Maßnahmen zur  

1. Erhöhung des Anteils der Menschen mit Migrati-
onshintergrund im öffentlichen Dienst in der Rela-
tion zu deren Anteil an der bayerischen Bevölke-
rung,  

2. gezielten Förderung der interkulturellen Kompe-
tenz der Bediensteten der Verwaltung,  
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3. Förderung und Sicherstellung des Schutzes vor 
Diskriminierung im öffentlichen Dienst.  

(2) 
1
Interkulturelle Kompetenz wird gefördert durch 

Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote des Staates 
und durch die Förderung solcher Angebote anderer 
Anbieter. 

2
Diese Förderung anderer Maßnahmenträ-

ger kann von deren Bereitschaft zur Förderung der 
interkulturellen Kompetenz abhängig gemacht wer-
den.  

 

Art. 8  
Kommunale Integrationszentren 

(1) 
1
Der Freistaat fördert Kommunale Integrati-

onszentren in Kreisen und kreisfreien Städten, die 
über ein Integrationskonzept verfügen. 

2
Damit sollen 

im Einvernehmen mit den Gemeinden  

1. Angebote im Elementarbereich, in der Schule und 
beim Übergang von der Schule in den Beruf un-
terstützt werden, um die Bildungschancen von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund zu verbessern;  

2. die auf die Integration und das Zusammenleben in 
Vielfalt bezogenen Aktivitäten und Angebote der 
kommunalen Ämter und Einrichtungen sowie der 
freien Träger vor Ort koordiniert werden.  

(2) Die Kommunalen Integrationszentren machen 
ergänzende Angebote zur Qualifizierung der Beschäf-
tigten in Kindertageseinrichtungen, in Schulen und in 
sonstigen Bildungseinrichtungen hinsichtlich einer 
Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund sowie einer Zusammenarbeit mit den 
zugewanderten Eltern.  

(3) Der Freistaat Bayern unterhält eine zentrale 
Stelle für die Beratung, Begleitung und den Informati-
onsaustausch der in den Kreisen und kreisfreien Städ-
ten eingerichteten Kommunalen Integrationszentren.  

(4) Für Integrationsprojekte mit besonderer Be-
deutung kann der Freistaat im Einvernehmen mit den 
betroffenen Kommunen die Strukturen der Kommuna-
len Integrationszentren nutzen.  

(5) Die Angebote der Kommunalen Integrations-
zentren stehen auch Flüchtlingen zur Verfügung.  

 

Art. 9  
Bildung 

(1) 
1
Der Freistaat sichert den Zugang zu schuli-

scher Bildung für alle Kinder und Jugendliche – unab-
hängig von deren jeweiligen ausländerrechtlichen 
Status und unabhängig von der Dauer ihres Aufent-
haltes in Bayern. 

2
Eben so ist der Zugang zu vor- und 

außerschulischen Kinderbildungs- und Kinderbetreu-
ungseinrichtungen allen Kindern zu ermöglichen, un-
abhängig von deren jeweiligen ausländerrechtlichen 
Status und unabhängig von der Dauer ihres Aufent-
haltes in Bayern. 

(2) 
1
Die Kenntnis der deutschen Sprache ist für 

das Gelingen der Integration von zentraler Bedeutung 
und wird gefördert, wobei die jeweilige Herkunftsspra-
che zu respektieren ist. 

2
Mehrsprachigkeit und das 

Erlernen der jeweiligen Herkunftssprache werden 
insbesondere im vorschulischen und schulischen Be-
reich besonders gefördert. 

 

Art. 10  
Integration in Beruf und Arbeitsmarkt 

(1) 
1
Der Freistaat sieht in Menschen mit Migrati-

onshintergrund aller Altersgruppen ein wichtiges Po-
tenzial an qualifizierten Fachkräften oder zu qualifizie-
renden zukünftigen Fachkräften. 

2
Deshalb fördert er 

alle Bestrebungen und Maßnahmen, die zu einer opti-
malen beruflichen Integration der Menschen mit Mig-
rationshintergrund abzielenden Instrumente beitra-
gen.  

(2) 
1
Der Freistaat setzt sich mit den Akteuren der 

Arbeitsmarktförderung, der Berufsbildung und unter 
Nutzung der regionalen Arbeitsansätze zur Eingliede-
rung in Beruf und Arbeit dafür ein, die Ausbildungs- 
und Beschäftigungsfähigkeit der Menschen mit Migra-
tionshintergrund zu stärken. 

2
Hierbei sind die Potenzi-

ale der Menschen mit Migrationshintergrund, wie 
Mehrsprachigkeit und berufliche Qualifikation aus dem 
Herkunftsland, einzubeziehen.  

 

Art. 11  
Integrationsmaßnahmen freier Träger 

(1) Der Freistaat Bayern fördert Angebote zur In-
tegration von Menschen mit Migrationshintergrund 
und zur Verbesserung des Zusammenlebens in Viel-
falt, die  

1. sich auf die Gestaltung des von gegenseitigem 
Respekt getragenen Zusammenlebens in Stadttei-
len, Wohnquartieren und Nachbarschaften bezie-
hen,  

2. sich auf die Weiterentwicklung der interkulturellen 
Qualifizierung und Öffnung von Einrichtungen der 
sozialen Daseinsvorsorge erstrecken,  

3. der Förderung des bürgerschaftlichen Engage-
ments von und für Menschen mit Migrationshin-
tergrund dienen sollen,  

4. sich auf die gelingende Sozialisation und die al-
tersangemessene gesellschaftliche Partizipation 
junger Menschen mit Migrationshintergrund be-
ziehen,  

5. sich dem aktiven Einsatz gegen Diskriminierung 
von Menschen mit Migrationshintergrund stellen 
sowie der Bekämpfung von Ausländerfeindlichkeit 
und Rassismus,  

6. die Erziehungs- und Bildungskompetenz in Zu-
wandererfamilien unterstützen und stärken sollen,  
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7. Menschen mit Migrationshintergrund in ihrer Rolle 
als Verbraucherinnen und Verbraucher im Markt-
geschehen stärken und die interkulturelle Öffnung 
der Verbraucherberatung und Verbraucherbildung 
voranbringen,  

8. auf die speziellen Bedarfe ausländischer Flücht-
linge ausgerichtet sind,  

9. der gesundheitlichen Stabilisierung und der Ver-
besserung der Bildungschancen und Chancen 
von Menschen mit Migrationshintergrund auf dem 
Arbeitsmarkt dienen sowie  

10. Menschen mit Migrationshintergrund rechtliche 
und psychosoziale Beratung und Begleitung an-
bieten. 

(2) Die staatliche Förderung muss so ausgestaltet 
sein, dass flächendeckend ein ausreichendes Ange-
bot der Asylsozialberatung und der Migrationsbera-
tung gesichert ist. 

(3) Insbesondere die Angebote der Erwachsenen-
bildung sind auszubauen, dabei sind Sprach- und 
Integrationsangebote zu fördern.  

 

Art. 12  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …………..…….….. in Kraft. 

 

 

Begründung: 

Allgemeines 

Bayern war schon immer ein Ort des Zusammenle-
bens von Menschen unterschiedlicher Herkunft, Bio-
grafie und kultureller Prägung. Gerade die vielerorts 
gelebte Vielfalt und die damit verbundene gesell-
schaftliche Dynamik zeichnen das moderne Bayern 
aus und bieten einen wichtigen Erfahrungshintergrund 
für die Bewältigung der aktuellen integrationspoliti-
schen Herausforderungen. Derzeit haben in Bayern 
etwa ein Fünftel der Bürgerinnen und Bürger einen 
Migrationshintergrund, bis 2024 wird es nach Progno-
sen ca. ein Viertel sein. Bei den Kindern unter sechs 
Jahren beträgt der Anteil derzeit schon ein Drittel. Bei 
diesen Zahlen ist die aktuelle Entwicklung der Flücht-
lingszahlen noch nicht mit einbezogen.  

So vielfältig und unterschiedlich wie die Herkunftsge-
schichten der verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
mit Migrationshintergrund sind, sind auch ihre Lebens-
lagen, ihre jeweils spezifischen integrationspolitischen 
Bedürfnisse und die daraus resultierenden politischen 
Handlungserfordernisse. Hinzu kommen ausgeprägte 
Unterschiede zwischen städtisch geprägten Struktu-
ren, insbesondere im Ballungsraum und dem ländli-
chen Raum. Damit Integration erfolgreich ist, gilt es, 
diese unterschiedlichen Ausgangssituationen und 
Lebenslagen zu berücksichtigen, ihre Chancen und 
Potenziale zu erkennen und zu nutzen, und damit 

verbundene Probleme zu beachten sowie Hemmnis-
sen und Benachteiligungen entgegenzuwirken. 

Unser Verständnis einer modernen, aufgeklärten Ge-
sellschaft und des dazu gehörenden Staatswesens 
beruht auf der unantastbaren Menschenwürde. Men-
schen sind unterschiedlich, aber jede und jeder hat 
dasselbe Recht auf Würde und persönliche Freiheit. 
Rechtsstaatlichkeit, Gleichberechtigung der Ge-
schlechter, gegenseitiger Respekt, das Ermöglichen 
von Vielfalt, für die Mitmenschen zu sorgen und fürei-
nander eintreten – diese Werte bilden für uns zusam-
men mit dem Recht auf Würde und Freiheit den Kern 
unseres Zusammenlebens. Dieser Wertekern ist für 
alle, die hier leben, verbindlich – unabhängig davon, 
ob sie hier geboren sind, vor Krieg und Verfolgung 
geflohen oder wegen der Arbeit hierhergekommen 
sind. Traditionen, Religion und Brauchtum sind für 
viele Menschen Teil ihrer persönlichen Identität, des-
halb haben sie einen wichtigen Platz in ihrem Leben. 
Was unser Land ausmacht, ist die Vielfalt an Traditio-
nen und Lebensweisen unserer Bürgerinnen und Bür-
ger. Diese Vielfalt zu akzeptieren und ihr mit Respekt 
auch dann zu begegnen, wenn sie fremd erscheint, 
gehört ebenfalls zu unserem Wertekern. 

In den letzten Jahrzehnten hat sich die Zusammen-
setzung der Bevölkerung Bayerns durch Einwande-
rung verändert. Sie weist zunehmend eine Vielfalt von 
Menschen unterschiedlicher Herkünfte auf. Die Ge-
setzeslage entspricht dennoch immer noch nicht den 
Anforderungen an eine Einwanderungsgesellschaft. 
Der vorliegende Gesetzentwurf zeigt einen Weg auf, 
dieses zu ändern und steht damit in der Tradition der 
Entwürfe aus der Landtagsopposition, etwa den Ge-
setzentwürfen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN (Drs. 14/8221 vom 6. Dezember 2001 und Drs. 
16/13695 vom 13. September 2012) und der SPD-
Fraktion vom 10. Februar 2015 (Drs. 17/5204). Der 
Gesetzentwurf greift die Entwicklungen in den ande-
ren Ländern auf und nimmt sich insbesondere das 
Gesetz zur Verbesserung von Chancengerechtigkeit 
und Teilhabe in Baden-Württemberg, das Gesetz zur 
Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Inte-
gration in Nordrhein-Westfalen und das Partizipations- 
und Integrationsgesetz des Landes Berlin zum Vor-
bild. 

Damit die Integration und das Zusammenleben in 
Vielfalt gelingen, sind die Achtung der Verfassungs-
prinzipien durch alle sowie Chancengerechtigkeit und 
Zugang zu gesellschaftlicher Teilhabe für alle erfor-
derlich. Der Zusammenhalt der Gesellschaft und das 
Gelingen der Integration sind für die Zukunft der Ge-
sellschaft entscheidend. Neben leistungsfähigen In-
tegrationsstrukturen bedarf es klarer Normen zur 
Festlegung von Verantwortlichkeiten und Zielen staat-
lichen Handelns. 

Seit Generationen findet Zuwanderung nach Bayern 
statt; viele der Menschen mit Migrationshintergrund 
haben längst ihren Beitrag dazu geleistet, dass sie in 
der Gesellschaft integriert sind. Auch setzen sich viele 
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Frauen und Männer mit hohem individuellem Einsatz 
und mit großem fachlichem Können vor Ort für mehr 
Integration und Chancengleichheit ein. Trotzdem ist 
für viele Menschen mit Migrationshintergrund Integra-
tion im Sinne von Teilhabefähigkeit und Teilhabemög-
lichkeit noch nicht vollständig realisiert. Gerade Men-
schen mit einem unsicheren Aufenthaltstitel wie zum 
Beispiel Asylsuchenden oder Geduldeten bleibt in 
Bayern in der Regel selbst ein Mindestmaß an gesell-
schaftlicher, wirtschaftlicher und kultureller Teilhabe 
verwehrt.  

Menschen mit Migrationshintergrund sind in den Par-
lamenten, den kommunalen Volksvertretungen und in 
den Entscheidungsgremien der Parteien deutlich un-
terrepräsentiert.  

Von allen Menschen mit Migrationshintergrund wird 
erwartet, dass sie sich um den Erwerb der deutschen 
Sprache und um das Verständnis von Geschichte und 
Kultur ihres neuen Heimatlandes bemühen. Es geht 
um Respekt und Anerkennung der Verfassung und 
Rechtsordnung unseres Landes. Grundrechte wie 
etwa die Unantastbarkeit der Menschenwürde, die 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern oder 
das Diskriminierungsverbot sind uneingeschränkt zu 
akzeptieren. Vielfalt ist eine Bereicherung für alle hier 
lebenden Menschen. Die eigentliche Herausforderung 
besteht darin, mit dieser Vielfalt umgehen zu können. 

 

Zu Art. 1  
Ziele  

Das Integrations- und Partizipationsgesetz soll die 
Grundlage legen für die Verwirklichung der Teilhabe 
der Menschen mit Migrationshintergrund am politi-
schen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Le-
ben. Integration ist die gemeinschaftliche Aufgabe der 
ganzen Gesellschaft.  

Unter der Prämisse, dass Integration kein einseitiger, 
sondern ein gesamtgesellschaftlicher Prozess ist, der 
Anstrengungen nicht nur den Menschen mit Migrati-
onshintergrund, sondern auch denen ohne Migrati-
onshintergrund abverlangt, werden zentrale Ziele be-
nannt, die mit dem Partizipations- und Integrationsge-
setz erreicht werden sollen und für eine nachhaltige 
und zukunftsfähige Integrationspolitik stehen. Diese 
Zusammenstellung ist nicht abschließend. 

Ein wichtiges Ziel des Integrations- und Partizipati-
onsgesetzes ist die Unterstützung und Begleitung von 
Menschen mit Migrationshintergrund unabhängig von 
der Herkunft, der religiösen Weltanschauung, des 
Geschlechts, der sexuellen Identität oder der sozialen 
Lage und unabhängig von der Art des Aufenthaltsti-
tels. Damit wird Tendenzen von Diskriminierung und 
Rassismus entgegengewirkt. Wer sich hier legal auf-
hält und den ausdrücklichen Willen zur Integration 
zeigt, muss von allen staatlichen Ebenen genauso 
behandelt, unterstützt und begleitet werden, wie ein 
Mensch ohne Migrationshintergrund. Das gebieten 
auch die UN-Menschenrechts-Charta und das Grund-

gesetz. Menschen mit Migrationshintergrund sollen 
Unterstützung und Begleitung erfahren sowie Teilha-
be praktizieren können.  

Flächendeckend in Bayern soll auf Landes- und 
Kommunalebene eine die gesellschaftliche Teilhabe 
und Integration fördernde Struktur aufgebaut werden. 
Der Gründung von Kommunalen Integrationszentren 
und eines Staatsministeriums für Integration kommt 
dabei eine entscheidende Rolle zu. Auch erfahren die 
Organisationen von Menschen mit Migrationshinter-
grund eine stärkere Anerkennung ihrer Arbeit. Ihre 
wesentliche Bedeutung für die Integration und gesell-
schaftliche Teilhabe der Menschen mit Migrationshin-
tergrund wird hervorgehoben.  

Die interkulturelle Öffnung der Verwaltung wird fest-
geschrieben. Angestrebt werden die Erhöhung des 
Anteils der Menschen mit Migrationshintergrund im 
öffentlichen Dienst sowie die gezielte Förderung der 
interkulturellen Kompetenz der Verwaltung. Mit einem 
entsprechenden Maßnahmenkatalog soll der öffentli-
che Dienst weiterentwickelt werden. Er soll die verän-
derte gesellschaftliche Realität in Bayern widerspie-
geln. Integrationsangebote für Menschen mit Migrati-
onshintergrund erhalten als gesetzlich begründete 
Aufgaben des Staates mehr Verbindlichkeit. Die Maß-
nahmen richten sich nur an diejenigen Menschen, die 
dies wollen und brauchen und das sind nicht alle. 
Migrationshintergrund darf nicht per se zum entschei-
denden Kriterium für Unterstützung werden, das wäre 
diskriminierend.  

 

Zu Art. 2  
Grundsätze  

Zu Absatz 1  

Offenheit, Toleranz, Respekt und gegenseitige Wert-
schätzung von Menschen mit und ohne Migrationshin-
tergrund sind für ein gedeihliches und friedvolles Zu-
sammenleben unerlässlich. Die Würde des Menschen 
ist unantastbar. Diskriminierungen von Kindern, Frau-
en und Männern aufgrund von Herkunft, Hautfarbe, 
sexueller Identität, Religionszugehörigkeit und Her-
kunftssprache werden nicht toleriert. Konflikte, die in 
der Gesellschaft durch Zuwanderung entstehen, sind 
mit demokratischen Mitteln zu lösen. Ängste und Ver-
unsicherungen aller Menschen werden ernst genom-
men. Man begegnet ihnen mit Aufklärung, Sensibili-
sierung und Information über die verschiedenen Kultu-
ren und Traditionen der Menschen mit Migrationshin-
tergrund. So wird die Bereitschaft der Gesellschaft, 
sich Menschen mit Migrationshintergrund und ihren 
Integrationsprozessen zu öffnen, geweckt und gefes-
tigt.  

Zu Absatz 2  

Vielfalt und individuelle Unterschiede sind Leitbild 
einer modernen Teilhabe- und Integrationspolitik. 
Allen Menschen, mit oder ohne Migrationshintergrund, 
ist der gleiche Zugang zu den gesellschaftlichen und 
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wirtschaftlichen Ressourcen zu ermöglichen, damit sie 
sich entsprechend ihren individuellen Fähigkeiten 
uneingeschränkt und autonom entfalten und in die 
Gesellschaft einbringen können. Ebenso ist der Rah-
men unserer Demokratie, das Grundgesetz und die 
Bayerische Verfassung, für alle hier lebenden Men-
schen verbindlich. Ausdrückliches Ziel des Gesetzes 
ist die Anerkennung und Wertschätzung von Vielfalt 
unterschiedlicher Lebensformen unter Beachtung der 
Werteordnung des Grundgesetzes und der sonstigen 
Normen unserer Rechtsordnung.  

Zu Absatz 3  

Die angemessene Beherrschung der deutschen Spra-
che ist der Schlüssel zu einer erfolgreichen Integrati-
on. Für eine gelingende schulische, berufliche und 
gesellschaftliche Teilhabe sind Kenntnisse in der 
deutschen Sprache unverzichtbare Voraussetzung. 
Die Förderung der Herkunftssprache begünstigt die 
Integration. Gerade in einer Einwanderungsgesell-
schaft sind Zweisprachigkeit und bikulturelles Wissen 
von besonderer Bedeutung und eine wertvolle Res-
source für die Gestaltung der Einwanderungsgesell-
schaft.  

Zu Absatz 4  

Bei der bayerischen Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund handelt es sich um eine nach Herkunft und 
Lebenslagen in sich heterogene Gruppe, die sich 
zudem je nach Geschlecht, sexueller Identität und 
Lebensalter unterschiedlichen Chancen und Schwie-
rigkeiten der gesellschaftlichen Integration gegenüber 
sieht. Diese verschiedenen Lebenslagen der Men-
schen mit Migrationshintergrund, insbesondere der 
Frauen, aber auch der Kinder sowie der älteren Men-
schen und der Menschen mit Behinderung, sind bei 
allen konzeptionellen Entwicklungen und Entschei-
dungen zu berücksichtigen. Ein Mindestmaß an ge-
sellschaftlicher Teilhabe und Integration wird auch für 
Menschen mit einem unsicheren Aufenthaltstitel ge-
währleistet.  

Zu Absatz 5  

Integration lebt vom zivilgesellschaftlichen Engage-
ment unterschiedlicher Akteurinnen und Akteure wie 
zum Beispiel der Freien Wohlfahrtspflege, Migranten-
organisationen, Sportvereinen, Kultureinrichtungen, 
Kirchen- und Moscheegemeinden. Das bürgerschaftli-
che Engagement ist zu fördern, insbesondere auch 
von Menschen mit Migrationshintergrund. Dieses Ziel 
muss sich in den Förderprogrammen widerspiegeln. 
Ehrenamtlich Tätige, gerade auch in Migrantenselbst-
organisationen, haben beim Integrationsprozess der 
Menschen mit Migrationshintergrund eine unverzicht-
bare Funktion. Zivilgesellschaftliche Organisationen 
müssen sich verstärkt interkulturell öffnen. Das eh-
renamtliche Engagement der Organisationen von 
Migrantinnen und Migranten ist im Sinne eines Em-
powerments zu fördern, zu unterstützen und zu stär-
ken.  

Zu Absatz 6  

Aufklärung, Sensibilisierung und Information über die 
kulturelle Vielfalt in jeder Hinsicht, über die damit ver-
bundenen Herausforderungen und Chancen tragen 
dazu bei, dass Integration und ein Zusammenleben in 
Vielfalt gelingen. Hierbei spielen Bildungsträgerinnen, 
Bildungsträger und Medien eine wichtige Rolle.  

Zu Absatz 7  

Vielfalt lebt von der Differenz. Gerade dadurch ent-
stehen neue Möglichkeiten. Gelingende Integration 
lässt Raum für kulturelle Unterschiede. Menschen mit 
Migrationshintergrund werden in ihrem Prozess unter-
stützt, sich individuell eine neue Identität in der Ausei-
nandersetzung mit ihren Herkunftskulturen und den 
„Aufnahmekulturen“ zu schaffen.  

Zu Absatz 8  

Ohne Information und Teilhabe an politischen und 
gesellschaftlichen Diskussionen kann Integration nicht 
gelingen. Das erfordert einen chancengerechten Zu-
gang für alle zu den Medien. Medienkompetenz ist 
eine wichtige Voraussetzung für die Teilhabe an ge-
sellschaftlichen und politischen Prozessen. Die inter-
kulturelle Öffnung der Rundfunkanstalten und Print-
medien ist voranzutreiben.  

Zu Absatz 9  

Durch die Einbürgerung erwerben Ausländerinnen 
und Ausländer die deutsche Staatsangehörigkeit mit 
allen sich daraus ergebenden Rechten und Pflichten. 
Die durch die Einbürgerung gegebene rechtliche 
Gleichstellung schafft die Voraussetzung für die voll-
ständige politische Partizipation. Sie trägt zur Identifi-
kation mit dem demokratischen Gemeinwesen bei und 
stärkt das Zusammengehörigkeitsgefühl der Men-
schen. Für die Stabilität einer Demokratie ist es erfor-
derlich, den Unterschied zwischen Wohnbevölkerung 
und Wahlbevölkerung so gering wie möglich zu hal-
ten. Im Vergleich dem § 3 Abs. 1 Nr. 4 des baden-
württembergischen Integrationsgesetzes ist dieser Ab-
satz in den Ermessensentscheidungen von Behörden 
zu berücksichtigen und ermöglicht und erleichtert 
allen staatlichen und kommunalen Stellen den Einsatz 
für erleichterte und für mehr Einbürgerungen. 

 

Zu Art. 3  
Verwirklichung der Ziele  

Zu Absatz 1  

Integration wird als Querschnittsaufgabe verstanden 
und als solche umgesetzt. Die Förderung der Integra-
tion von Menschen mit Migrationshintergrund und die 
Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenhalts in 
der Vielfalt der Bevölkerung ist Bestandteil allen staat-
lichen Handelns. Die Aufgabe einer nachhaltigen För-
derung der Teilhabe und Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund wirkt in alle Ressortbereiche 
der Staatsregierung hinein. Dies gilt ebenso für alle 
nachgeordneten Verwaltungsbehörden und Dienst-
stellen.  
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Zu Absatz 2  

Der Staat will Hilfen gewähren, soweit sie für die Teil-
habe und Integration der Menschen mit Migrationshin-
tergrund erforderlich sind. Migrationshintergrund an 
sich ist kein Indikator für einen integrationspolitischen 
Unterstützungsbedarf. Die gesetzlichen Regelungen 
der Förderung von Teilhabe und Integration sollen 
sich an dem individuellen Bedarf des Einzelnen und 
seinem rechtlichen Status ausrichten. So bezieht sich 
dies in erster Linie auf die Menschen mit Migrations-
hintergrund, die sich mit dem Willen und zugleich mit 
der Perspektive eines dauerhaften Aufenthalts in 
Bayern befinden. Damit wird grundsätzlich eine Ab-
grenzung zu nur vorübergehenden Aufenthaltsformen 
hergestellt.  

Allerdings kann die Gruppe der geduldeten Auslände-
rinnen und Ausländer, die ohne eigenes Verschulden 
nicht in ihr Heimatland zurückgeschickt werden kön-
nen und sich deshalb viele Jahre faktisch hier aufhal-
ten, nicht unberücksichtigt bleiben, sofern keine an-
derweitigen Regelungen entgegenstehen. Auch diese 
Personengruppe soll an Maßnahmen der Bildungs- 
und Integrationsförderung teilhaben.  

Kindern und Jugendlichen ohne Aufenthaltsstatus, die 
in der Regel nicht für ihre statuslose Situation verant-
wortlich sind und sich alleine nicht aus dieser Lage 
befreien können, muss ein Mindestmaß an gesell-
schaftlicher Teilhabe durch ungehinderten Zugang zu 
Bildung gewährleistet werden. Damit wird Perspektiv-
losigkeit und der Gefahr einer langfristigen oder dau-
erhaften Ausgrenzung präventiv entgegengewirkt. Die 
Inanspruchnahme der gesundheitlichen Versorgung 
soll ermöglicht werden.  

Zu Absatz 3 

Nach dem Vorbild Baden-Württembergs ist es künftig 
auch in Bayern staatliche Aufgabe, Rassismus, Dis-
kriminierung und andere Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit zu bekämpfen. Dies soll insbe-
sondere – aber nicht nur – durch die (sowohl instituti-
onelle als auch projektbezogene) Förderung entspre-
chender Initiativen, Projekte und Netzwerke erreicht 
werden. 

 

Zu Art. 4  
Begriffsbestimmungen  

Zu Absatz 1  

Der Begriff „Menschen mit Migrationshintergrund“ hat 
sich in der integrationspolitischen Diskussion etabliert. 
Er umfasst nicht nur Ausländerinnen und Ausländer, 
sondern auch deutsche Staatsangehörige, die entwe-
der selbst zugewandert sind oder ein Elternteil haben, 
das zugewandert ist. Der Zuwanderungszeitpunkt 
1950 wird gewählt, um klar zwischen der erzwunge-
nen Flucht und dem Schicksal der Kriegs- und Hei-
matvertriebenen während und nach dem 2. Weltkrieg 
und den zeitlich nachfolgenden Migrationsbewegun-
gen auf das Gebiet der heutigen Bundesrepublik zu 
unterscheiden.  

Neben den Personen, die selbst zugewandert sind 
(1. Generation) umfasst der Begriff „Menschen mit 
Migrationshintergrund“ auch die 2. Generation. Das 
trägt der Tatsache Rechnung, dass auch die Nach-
kommen von Zugewanderten, die schon länger hier 
leben, zumindest teilweise ihre Integration noch nicht 
abgeschlossen haben. Auch hat die Gesellschaft 
manche dieser Menschen, die ihren individuellen Bei-
trag zur Integration geleistet haben, noch nicht voll-
ständig in ihre Mitte aufgenommen.  

Die gewählte Definition von „Migrationshintergrund“ 
lehnt sich an die Verordnung zur Erhebung der Merk-
male des Migrationshintergrunds (Migrationshinter-
grund-Erhebungsverordnung – MighEV) vom 29. Sep-
tember 2010 (BGBl I Nr. 50) an, die Art und Umfang 
der zur Bestimmung des Migrationshintergrunds für 
Zwecke der Statistik der Bundesagentur für Arbeit zu 
erhebenden Merkmale und die Durchführung des 
Verfahrens regelt. Die gewählte Begriffsbestimmung 
schließt nicht aus, dass in anderen Handlungsberei-
chen hiervon abweichende Definitionen zum Beispiel 
zu statistischen oder auch zu planerischen Zwecken 
verwendet werden, um Spezifika dieser Handlungs-
felder besser zu berücksichtigen.  

Zu Absatz 2  

Interkulturelle Kompetenz im Sinne dieses Gesetzes 
umfasst  

1. die Fähigkeit in beruflichen Situationen mit Men-
schen mit und ohne Migrationshintergrund erfolg-
reich und zur gegenseitigen Zufriedenheit agieren 
zu können,  

2. die Fähigkeit bei Vorhaben, Maßnahmen, Pro-
grammen etc. die verschiedenen Auswirkungen 
auf Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
beurteilen und entsprechend handeln zu können.  

Interkulturelle Kompetenz setzt fachliches Wissen 
sowie Handlungs- und Reflexionsfähigkeit im interkul-
turellen Kontext voraus. Erfasst wird von der Begriffs-
bestimmung auch die auf Kenntnissen über kulturell 
geprägte Regeln, Normen, Wertehaltungen und Sym-
bole beruhende Form der sozialen Kompetenz, die es 
einer Person ermöglicht, in Bezug auf Menschen mit 
oder ohne Migrationshintergrund unabhängig, flexibel, 
sensibel, angemessen und damit zur gegenseitigen 
Zufriedenheit handeln zu können.  

Gesellschaftliche Diversität erfordert die Berücksichti-
gung mehrdimensionaler Diskriminierungen aufgrund 
des Geschlechts, der sexuellen Identität, einer Behin-
derung oder des Alters, um den unterschiedlichen 
Lebenssituationen gerecht zu werden. Eine kultursen-
sible Integrationspolitik berücksichtigt die unterschied-
lichen Lebenswelten, Lebensformen und sozialen 
Netzwerke in ihrem Handeln und bezieht sich gleich-
zeitig auf gesellschaftliche Diversität, die u.a. aus plu-
ralen Lebensformen hervorgegangen ist.  

Eine Erweiterung des Begriffs „Interkulturelle Kompe-
tenz“ um den Aspekt der Sensibilität gegenüber Dis-
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kriminierungen jeglicher Form und Rassismus ist not-
wendig. Diese erweiterte Definition soll in die landes-
rechtlich geregelten Aus- und Weiterbildungsordnun-
gen einfließen. Dies korrespondiert mit dem Ziel des 
Gesetzes, jede Form von Rassismus und Diskriminie-
rung zu bekämpfen.  

 

Zu Art. 5  
Integrationsministerium  

Zu Absatz 1 

In der Staatsregierung wird ein eigenständiges Integ-
rationsministerium eingeführt.  

Zu Absatz 2 

Im Integrationsministerium wird ein bayerischer Integ-
rationsrat eingerichtet. Dieser hat ausdrücklich die 
Aufgabe der Interessenvertretung der Menschen mit 
Migrationshintergrund in Bayern und berät die Staats-
regierung und den Landtag.  

Durch die Zusammensetzung ist gewährleistet, dass 
die praktischen Erfahrungen vor Ort und die Interes-
sen der unterschiedlichen Gruppen mit einfließen. 
Darüber hinaus dient der Integrationsrat der Vernet-
zung und Koordinierung von zivilgesellschaftlichen 
Integrationsprojekten und dem Wissenstransfer über 
integrationspolitisch relevante Themen zwischen den 
Akteuren auf der landespolitischen Ebene in Bayern.  

Um die unterschiedlichen Interessen von Frauen und 
Männern in integrationspolitischen Fragen zu berück-
sichtigen und einer Mehrfachdiskriminierung von 
Frauen entgegenzuwirken, ist eine angemessene 
Berücksichtigung von Frauen bei der Besetzung die-
ses Gremiums notwendig.  

Zu Absatz 3 

Es wird die Pflicht eingeführt, dass das Integrations-
ministerium dem Landtag alle zwei Jahre sowohl spe-
ziell über seine Arbeit als auch über den Stand der 
Integration in der bayerischen Gesellschaft generell 
berichtet. Dieser Bericht wird im Integrationsrat vorbe-
raten. Damit folgt diese Vorschrift dem Vorbild des 
bayerischen Datenschutzrechts. Auch die Daten-
schutzberichte werden alle zwei Jahre dem Landtag 
gegeben, zuvor in der Datenschutzkommission vorbe-
raten und beziehen sich zum einen konkret auf die 
Tätigkeit der Datenschutzbeauftragten als auch all-
gemein auf den Datenschutz. Vergleichbare Regelun-
gen sind auch in den Partizipations- und Integrations-
gesetzen anderer Länder (zum Beispiel in § 8 des 
Partizipations- und Integrationsgesetzes des Landes 
Berlin) enthalten. Die dort gemachten Erfahrungen 
sprechen dafür, diese Regelungen zu übernehmen. 

 

Zu Art. 6   
Teilhabe in Gremien  

Die Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund 
im sozialen, gesellschaftlichen und politischen Bereich 
ist ein wesentliches Ziel des Gesetzes. Eine gleichbe-

rechtigte Teilhabe und die angemessene Beteiligung 
von Vertreterinnen und Vertretern der Menschen mit 
Migrationshintergrund in allen Gremien sind wichtig. 
Dies dient der interkulturellen Öffnung der Gremien 
und der Verankerung von Integrationspolitik als Quer-
schnittsaufgabe. So kann dem Anliegen einer mög-
lichst umfassenden Integration der Menschen mit 
Migrationshintergrund Rechnung getragen werden.  

 

Zu Art. 7  
Interkulturelle Öffnung der Verwaltung  

Die Weiterentwicklung des öffentlichen Dienstes auf 
allen Ebenen der staatlichen Verwaltung – also auf 
Ebene der Gemeinden, Städte, Kreise, Bezirke und 
des Staates – muss die veränderte gesellschaftliche 
Realität widerspiegeln. Menschen mit Migrationshin-
tergrund sind im öffentlichen Dienst derzeit noch ekla-
tant unterrepräsentiert.  

Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund im 
öffentlichen Dienst ist darum deutlich zu erhöhen. Als 
Zielvorgabe ist deshalb ein Anteil von 15 bis 20 Pro-
zent anzustreben. Ein höherer Anteil der Menschen 
mit Migrationshintergrund kann die Leistungsfähigkeit 
von Behörden, den kompetenten Umgang mit Vielfalt 
und die Identifikation der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund mit staatlichen Stellen mittelbar erhöhen.  

Vor dem Hintergrund des hohen Anteils von Men-
schen mit Migrationshintergrund in Bayern ist die in-
terkulturelle Kompetenz aller Beschäftigten der Ver-
waltung ein notwendiges Element der sozialen Kom-
petenz, um mit den Herausforderungen von kultureller 
Vielfalt konstruktiv umgehen zu können. Insgesamt 
kann damit die Zufriedenheit der Bevölkerung mit dem 
öffentlichen Dienst weiter erhöht und das respektvolle 
Miteinander von Beschäftigten mit und ohne Migrati-
onshintergrund gefördert werden. Dies gilt als Quer-
schnittsziel grundsätzlich für alle Tätigkeitsbereiche 
und Beschäftigungsfelder des öffentlichen Dienstes. 
Für Bedienstete der Verwaltung ist interkulturelle 
Kompetenz eine wichtige Voraussetzung im Umgang 
mit Menschen unterschiedlicher Herkunft und für die 
adäquate Beurteilung von Maßnahmen, Angeboten 
und Strategien in allen Politikfeldern.  

Die interkulturelle Öffnung des öffentlichen Dienstes 
und der Verwaltung muss den Schutz vor Diskriminie-
rungen sicherstellen. Es reicht nicht, allein den Anteil 
von Menschen mit Migrationshintergrund zu erhöhen, 
um diskriminierende und rassistische Strukturen auf-
zulösen.  

Interkulturelle Kompetenz ist nicht nur bei der Gewin-
nung von Menschen mit Migrationshintergrund für den 
öffentlichen Dienst von Bedeutung, sondern muss bei 
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, gleich in wel-
cher Funktion, unterstützt und entwickelt bzw. weiter-
entwickelt werden. Deshalb werden bei staatlichen 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, soweit 
sie dem Landesrecht unterliegen oder landesgefördert 
sind, Programminhalte aufgenommen, in denen die in-
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dividuelle interkulturelle Kompetenz der Teilnehmen-
den zum Thema gemacht wird.  

Die Förderung dieser Angebote kann von der Bereit-
schaft der Maßnahmeträger zur Förderung der inter-
kulturellen Kompetenz abhängig gemacht werden.  

 

Zu Art. 8  
Kommunale Integrationszentren  

In den Gemeinden und in den Kreisen zeigt sich, ob 
Integration und gesellschaftlicher Zusammenhalt ge-
lingen oder nicht. Während Großstädte wie München, 
Nürnberg und Augsburg kommunale Integrationspoli-
tik frühzeitig als Schwerpunkt erkannt haben, besteht 
in ländlichen Regionen teilweise Nachholbedarf. Die-
ses Gesetz zielt auf eine systematische Stärkung und 
Förderung kommunaler Integrationsarbeit in ganz 
Bayern ab.  

Ein zentrales Handlungsfeld kommunaler Integrati-
onspolitik liegt in der Förderung der Chancengleich-
heit von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund im Bildungswesen – angefangen bei der 
Elementarerziehung über die Schulen bis hin zum 
Übergang in Ausbildung und Beruf. Die Grundlagen 
für eine erfolgreiche Integration und gesellschaftliche 
Teilhabe werden bereits im Kindesalter gelegt – und 
setzen sich fort in der gesamten Bildungs- und Be-
rufsbiografie. Kinder und Jugendliche sind besonders 
von den Selektionsmechanismen in unserem geglie-
derten Schulsystem und später an der Schnittstelle 
von der Schule in die Berufsausbildung betroffen. Zur 
Optimierung der Wahrnehmung von Integration als 
Querschnittsaufgabe auf kommunaler Ebene sind 
ferner ein systematisches Informationsmanagement 
bezüglich der Integrationsbedarfe und -angebote vor 
Ort sowie die Vernetzung aller integrationsrelevanten 
Akteure erforderlich. Die Notwendigkeit der Vernet-
zung bezieht sich zum einen auf kommunale Gremi-
en, Ämter und Einrichtungen, zum andern auf freie 
Träger von Integrationsangeboten inklusive der Mig-
rantenselbstorganisationen.  

Nach dem Vorbild von Nordrhein-Westfalen wird in 
Bayern künftig ein Netzwerk an Kommunalen Integra-
tionszentren errichtet, um leistungsfähige Strukturen 
für Integrationsarbeit auf kommunaler Ebene zu 
schaffen und zu stärken. Daran anknüpfend werden in 
Bayern mit den Kommunalen Integrationszentren 
entsprechende Service-, Beratungs- und Dienstleis-
tungseinrichtungen geschaffen, in denen interdiszipli-
när und interkulturell zusammengesetzte Teams Pro-
gramme, Projekte und Produkte im Bereich der inter-
kulturellen Bildung und Erziehung entwickeln und mit 
den Akteuren vor Ort umsetzen. Neben der gezielten 
Förderung der Chancengleichheit von Kindern und 
Jugendlichen sollen die Kommunalen Integrationszen-
tren allgemeine integrationspolitische Vernetzungs- 
und Koordinierungsaufgaben wahrnehmen, insbeson-
dere in den Handlungsfeldern Bildung und Ausbil-
dung, Arbeit, Wohnen oder bürgerschaftliches Enga-

gement. Damit werden langfristig Strukturen geschaf-
fen, die vor allem die Bildungschancen für Kinder und 
Jugendliche mit Migrationshintergrund verbessern und 
die gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Mig-
rationshintergrund in allen gesellschaftlichen Berei-
chen stärken.  

Für die Umsetzung und Konkretisierung kommunaler 
Integrationsarbeit ist ein örtliches integriertes Hand-
lungskonzept unerlässlich, das alle Bereiche des 
kommunalen Wirkens einschließt und auch die Zu-
sammenarbeit mit bürgerschaftlichen Akteuren und 
Institutionen beschreibt. Bei Kreisen als Trägern von 
Kommunalen Integrationszentren ist eine Abstimmung 
mit den betroffenen kreisangehörigen Gemeinden not-
wendig. Die Querschnittsaufgabe kommunaler Integ-
rationspolitik lässt sich nur durch eine integrierte Vor-
gehensweise angemessen erfüllen. Die Vorausset-
zungen für eine Förderung von kommunalen Integra-
tionszentren werden in einer Förderrichtlinie geregelt.  

Die Entscheidung über die Einrichtung eines Kommu-
nalen Integrationszentrums liegt bei dem jeweiligen 
Kreis bzw. der kreisfreien Stadt. Integrationszentren 
können auch in interkommunaler Zusammenarbeit er-
richtet werden. Für die Koordinierung, fachliche Bera-
tung und Weiterentwicklung der Kommunalen Integra-
tionszentren wird eine zentrale Stelle gegründet.  

Die Bildungs- und Integrationsangebote wenden sich 
auch an Menschen mit Migrationshintergrund mit ei-
nem vorübergehenden oder unsicheren Aufenthalt.  

 

Zu Art. 9  
Bildung 

Zu Absatz 1 

Für alle Kinder und Jugendlichen muss der Zugang zu 
schulischer Bildung gesichert werden. Dies folgt der 
Verpflichtung aus der Kinderrechtskonvention der 
Vereinten Nationen und der klaren Bestimmung des 
Artikel 129 der Bayerischen Verfassung: „ Alle Kinder 
sind zum Besuch der Volksschule und der Berufs-
schule verpflichtet.“ Darum wird in Absatz 3 des Arti-
kel 9 dieses Gesetzes klargestellt, dass der Freistaat 
verpflichtet ist, allen Kindern und Jugendlichen unab-
hängig von deren Aufenthaltsdauer und von ihrem 
ausländerrechtlichen Status den Zugang zu schuli-
scher Bildung zu ermöglichen. Ebenso ist auch der 
Zugang zu Kinderbetreuungseinrichtungen für alle 
Kinder zu ermöglichen und unabhängig vom Auslän-
derrecht zu gestalten. 

Zu Absatz 2: 

Wie schon in Absatz 3 des Artikels 2 (Ziele dieses 
Gesetzes) betont, ist die deutsche Sprache für die 
Integration unerlässlich. Gleichermaßen steckt in 
Mehrsprachigkeit ein großes Potenzial. Insbesondere 
in Schulen und Kinderbildungseinrichtungen ist somit 
auch die jeweilige Herkunftssprache zu fördern. 
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Zu Art. 10  
Integration in Beruf und Arbeitsmarkt  

Zu Absatz 1: 

Arbeit ist eine wesentliche Voraussetzung für gesell-
schaftliche Teilhabe und Integration. Sie bietet soziale 
Sicherheit, Entwicklungs- und Aufstiegsmöglichkeiten 
und schafft die Voraussetzungen für gesellschaftliche 
Durchlässigkeit. Teilhabe am Arbeitsleben schafft 
Selbständigkeit, hebt das Selbstwertgefühl und fördert 
Solidarität und Identifikation. Menschen mit Migrati-
onshintergrund sind ein wichtiges Potenzial an qualifi-
zierten und an zu qualifizierenden künftigen Fachkräf-
ten, auf die Bayern unter demografischen Aspekten 
und zur Stabilisierung der Wirtschaftskraft nicht ver-
zichten kann. Darum fördert der Staat alle Maßnah-
men, die diese Ziele unterstützen – insbesondere 
auch Maßnahmen der Verbände der Wirtschaft und 
Maßnahmen von Unternehmen. 

Zu Absatz 2: 

Zur Integration in Arbeit bedarf es der Ausbildungsbe-
reitschaft sowie der Berufsfähigkeit jedes Menschen, 
ob mit oder ohne Migrationshintergrund. Grundlegen-
des Ziel ist, Rahmenbedingungen auszuschöpfen, die 
der Erreichung dieser Voraussetzungen förderlich 
sind. Insbesondere Zweisprachigkeit und das Ver-
ständnis für kulturell geprägte Verhaltensweisen und 
Orientierungen bieten Chancen für Arbeitsmarkt und 
Wirtschaft.  

 

Zu Art. 11  
Integrationsmaßnahmen freier Träger  

Im Sport, in der Kultur und in der sozialen Arbeit ist 
eine Vielzahl von zivilgesellschaftlichen Akteuren in 
Bayern aktiv an der Verbesserung von Integration und 
Zusammenleben in Vielfalt beteiligt. Im Hinblick auf 
die fachlich qualifizierte soziale Arbeit kommt den 
Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege eine beson-
dere Bedeutung zu.  

Insbesondere die Jugendarbeit ist für die Integration 
unerlässlich. Darum sind entsprechende Aktivitäten 
der Jugendringe und anderer Träger der Jugendarbeit 
besonders wichtig und intensiv zu fördern. 

Um den Anforderungen einer modernen Integrations- 
und Teilhabepolitik gerecht zu werden, sieht das vor-
liegende Gesetz die Förderung von entsprechenden 
Projekten und Angeboten der Zivilgesellschaft vor. 
Dies gilt insbesondere für Migrantenselbstorganisatio-
nen. Diese spielen eine wichtige Rolle im Integrati-
onsprozess und binden Menschen mit Migrationshin-
tergrund besonders in die aktive Mitgestaltung der 
Gesellschaft ein. Zentrale Handlungsfelder staatlicher 
Förderung sind u.a. sozialraumorientierte Arbeit, in-
terkulturelle Öffnung, bürgerschaftliches Engagement 
und Partizipation, die Bekämpfung von Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus sowie jegliche Form der Dis-
kriminierung, die Stärkung der Erziehungs- und Bil-
dungskompetenz von Zuwandererfamilien sowie de-
ren Kompetenz als Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, die Beratung und Unterstützung von ausländi-
schen Flüchtlingen sowie die Verbesserung des Zu-
gangs zu Ausbildung und Arbeitsmarkt. Gerade bei 
der Förderung der Migrantenselbstorganisationen ist 
zur Erreichung der Ziele dieses Gesetzes eine umfas-
sende staatliche Förderung erforderlich, die unter 
Umständen auch von Voraussetzungen, die vor den 
Erfahrungen großer und etablierter Verbände ent-
standen sind, absieht und somit Fördermittel unter 
Umständen auch ohne Selbstbeteiligung und Eigen-
mittel bewilligt.  

 

Zu Art. 12  
Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

 


